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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 2 U 299/09 B 
 
L 6 U 181/04 (LSG Sachsen-Anhalt) 
S 3 U 96/01 (SG Dessau-Roßlau) 
 
 
 
..……………………………, 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter: ………………………………….., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Berufsgenossenschaft der Bauwirtschaft, 
Hildegardstraße 29/30, 10715 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 8. Februar 2010 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  M e y e r    sowie die Richter   Dr.  B e c k e r  

und   H e i n z  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Landessozialgerichts Sachsen-Anhalt vom 24. September 2009 wird als 

unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in der angefochtenen Entscheidung 

des Landessozialgerichts (LSG) ist als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 1 iVm § 169 

des Sozialgerichtsgesetzes <SGG>). Der Kläger hat zur Begründung seiner Beschwerde 

keinen der in § 160 Abs 2 SGG abschließend aufgeführten Zulassungsgründe (grundsätzliche 

Bedeutung, Abweichung oder Verfahrensmangel) gemäß § 160a Abs 2 Satz 3 SGG schlüssig 

dargelegt oder bezeichnet. 

 

Der Kläger stützt seine Beschwerde auf den Zulassungsgrund des Verfahrensmangels. Nach 

§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn ein Verfahrensmangel geltend ge-

macht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann; der geltend gemachte Ver-

fahrensmangel kann nicht auf eine Verletzung der §§ 109 (Anhörung eines bestimmten Arztes) 

und 128 Abs 1 Satz 1 SGG (freie richterliche Beweiswürdigung) und auf eine Verletzung des 

§ 103 SGG (Aufklärung des Sachverhalts von Amts wegen) nur gestützt werden, wenn er sich 

auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. 

 

Der Kläger rügt als Verfahrensmangel eine Verletzung von § 128 Abs 1 Satz 2, § 136 Abs 1 

Nr 6 SGG, weil das LSG seiner Begründungspflicht in dem Urteil nicht nachgekommen sei. 

Nach den genannten Rechtsvorschriften gehört zum Mindestinhalt eines Urteils die Angabe der 

angewandten Rechtsnormen und der für erfüllt bzw nicht gegeben erachteten 

Tatbestandsmerkmale sowie der dafür ausschlaggebend gewesenen tatsächlichen und 

rechtlichen Gründe (BSG SozR 1500 § 136 Nr 8; BSG SozR 2200 § 1246 Nr 152). Eine 

Entscheidung enthält nicht schon dann keine Entscheidungsgründe iS von § 136 Abs 1 Nr 6 

SGG, wenn die Gründe sachlich unvollständig, unzureichend, unrichtig oder sonst 

rechtsfehlerhaft sind (vgl BSG SozR Nr 79 zu § 128 SGG). 

 

Einen Verstoß gegen diese Anforderungen in dem angefochtenen Urteil des LSG hat der 

Kläger nicht dargelegt. Sowohl mit seiner Rüge, das Urteil des LSG enthalte bei der 

Kausalitätsabwägung keine Punkte, die für die Kausalität sprechen, als auch mit seiner Rüge, 

das LSG hätte, um eine nach Zeitumfang und Intensität zu geringe Exposition anzunehmen, 

eine Grenze für eine potentiell schädliche Exposition bestimmen müssen, benennt er keinen 

der oben angeführten Mindestinhalte für ein Urteil. Der Kläger setzt sich vielmehr im Kern mit 

der Beweiswürdigung durch das LSG auseinander; darauf kann eine Beschwerde gegen die 

Nichtzulassung der Revision jedoch nicht in zulässiger Weise gestützt werden (§ 160 Abs 2 

Nr 3 Halbs 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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